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Liebe hessische Genossinnen und Genossen, 

 

hiermit erhaltet Ihr die erste Ausgabe unserer neuen Online-Zeitung des hessischen 
Juso-Landesverbandes. Die „Glück auf“ geht auf einen einstimmigen Beschluss des 
Landesvorstands zurück und ist die erste dauerhafte Juso-Zeitung auf 
Landesebene. Sie erscheint zwar unregelmäßig, bietet aber aufgrund ihres Online-
Formats eine relativ zeitnahe und breit gefächerte Informationsquelle.  
Die „Glück auf“ ist für uns nicht Konkurrenzprodukt zu den bereits bestehenden 
Juso-Bezirks-Zeitungen, sondern versteht sich als sinnvolle landespolitische 
Ergänzung. 
Wichtige Beschlüsse der Landeskonferenz oder des Landesvorstands, thematische 
Diskussionsbeiträge, aber auch interessante Aktionen aus den einzelnen 
Unterbezirken sollen hiermit eine Plattform finden und somit einen basisnahen 
Juso-Landesverband verwirklichen.  
Jede Genossin und jeder Genosse ist somit herzlich eingeladen eigene Artikel oder 
auch kurze Aktionsbeschreibungen zu schreiben und an uns zu mailen!  
 
Viel Spaß bei der Lektüre der ersten Ausgabe!  
 

Euer, 

Julian Christ 

 

stellv. Landesvorsitzender  
und Koordinator der „Glück auf“ 
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Wozu Kommunalpolitik?  
Felix Diehl, Juso-Landesvorsitzender  
 
Die „Gemeinden sind die Keimzellen der 
Demokratie“ und vor Ort „kommen politische 
Entscheidungen am ehesten bei den Menschen 
an“ sind nur zwei Bausteine, die in den 
Wochen vor der Kommunalwahl in keiner 
Sonntagsrede fehlen dürfen. Denn „Kommunal 
ist nicht egal!“.  

 
Tatsächlich finden die geflügelten Worte über 
die große Bedeutung der kommunalen Ebene 
nur selten Eingang in alltägliche Landes- oder 
Bundespolitik. Das belegt die dramatisch 
schlechte finanzielle Ausstattung der meisten 
Gemeinden, Städte und Landkreise. Am 
Sonntag wird noch über die Relevanz der 
Kommunalpolitik schwadroniert, unter der 
Woche werden im Landtag und im Bundestag 
aber die Mittel für die kommunale Ebene 
gestrichen. So hat die schwarz-gelbe 
Landesregierung den kommunalen 
Finanzausgleich um 360 Mio. € pro Jahr 
gekürzt. Davon soll eine einmalige Zahlung in 
diesem Jahr noch ablenken. Die schwarz-gelbe 
Bundesregierung hat das Programm „Soziale 
Stadt“ zur Unterstützung von „Problemvierteln“ 
von 107 Mio. € auf 28 Mio. € 
zusammengestrichen.   
 

Nach den Bankenrettungen und den 
Steuergeschenken an die Hotellobby war eben 
nichts mehr übrig. Anders als Banken sind 
hessische Dörfer aus Sicht von Schwarz-Gelb 
offenbar nicht „systemrelevant“ für den 
demokratischen Staat.  
Auch ohne diese aktuellen Kürzungen von CDU 
und FDP stand es schon dramatisch schlecht 
um die kommunalen Finanzen: Der 
Handlungsspielraum der meisten Städte, 
Gemeinden und Landkreise ist schon wegen 
der enormen Belastung für die von Bund und 
Ländern aufgezwungenen Kosten für 
Sozialleistungen sehr klein geworden. Und 
bekanntermaßen stehen den Gemeinden selbst 
kaum Einnahmequellen zur Verfügung.  
Wozu machen Jusos dann überhaupt noch 
Kommunalpolitik? Die meisten Jugendlichen 
kommen durch Fernsehen oder Internet mit 
Politik in Berührung. Hier steht die 
Bundespolitik, selten auch mal die Landespolitik 
im Blickpunkt. Auf den ersten Blick werden die 
politischen Richtungsentscheidungen im 
Deutschen Bundestag und einige wichtige 
Entscheidungen, etwa über Studiengebühren 
oder das Schulsystem, in den Landtagen 
getroffen. Ist Kommunalpolitik also letztlich in 
der Realität doch nur die berühmt-berüchtigte 
Entscheidung über Gullideckel?  
 
Nein. Kommunalpolitik ist mehr. Wichtig ist es 
dafür zunächst mit einem Irrtum aufzuräumen: 
Soziale Gegensätze und unterschiedliche 
Interessensgruppen gibt es auch und 
besonders sichtbar auf kommunaler Ebene. Die 
allein erziehende Mutter im sozialen 
Wohnungsbau hat ganz andere Interessen und 
 

 

  



 
 

 

Widerstand Einzelner engagiert zu vertreten 
und durchzusetzen. Das geht nur mit eigenen 
Überzeugungen - und die zählen auch vor Ort. 
Dass die Kommune mit innovativen Konzepten 
dann auch Gegenmacht zu einer 
rückschrittlichen Landes- und Bundespolitik 
sein kann, zeigt exemplarisch die von Rot-Grün 
verabschiedete Solarsatzung zur Förderung der 
energetischen Gebäudesanierung in Marburg. 
Der Landesregierung von Ministerpräsident 
Volker Bouffier (CDU) wird es nicht oft gelingen 
durch juristische Tricks Mehrheits-
entscheidungen der kommunalen Ebene 
auszuhebeln. Deshalb streiten wir Jusos für die 
Energiewende vor Ort! Ziel ist die 100%ige 
Versorgung hessischer Städte und Gemeinden 
aus erneuerbaren Energien.  

Auch in der Schulpolitik kann eine aufgeklärte 
Schulgemeinde vor Ort Widerstand gegen den 
ideologischen Druck von oben leisten. Auch 
wenn sich CDU und FDP auf Landesebene 
jetzt noch vielfach gegen kommunale Initiativen 
für längeres gemeinsames Lernen wehren und 
Anträge für integrierte Schulen von oben 
verbieten, werden sie sich dem Druck der Basis 
nicht auf Dauer verweigern können.  
 

Wünsche als der Banker aus dem Villenviertel. 
Das verschleiern Binsenweisheiten über eine 
vermeintliche  parteiübergreifende Einigkeit vor 
Ort zu oft. Hier ist es Aufgabe der Jusos auf 
unbequeme Wahrheiten aufmerksam zu 
machen. Wir Jungsozialistinnen und 
Jungsozialisten müssen im lokalpatriotischen 
Einheitsbrei rühren und offen die soziale Frage 
stellen.  
Gerade bei knappen Kassen, kommt es darauf 
an, wofür Mittel verwendet werden. Soziale 
Verteilungsfragen stellen sich dann konkret vor 
Ort: Werden Sozialarbeit und ein 
Jugendzentrum in einem sozialen Brennpunkt 
aufrecht erhalten oder gibt man dem Druck 
einer finanzstarken Lobby nach und 
bezuschusst eine private Hochschule, wie etwa 
Schwarz-Grün die EBS (European Business 
School) in Wiesbaden?  
 
 

 

Offen zeigt sich im Streit um Erneuerbare 
Energien, dass demokratischer Meinungs-
kampf auch vor Ort stattfindet. Wenn es etwa 
um die Förderung regenerativer Energien durch 
den Bau von Windrädern geht, ist es mit 
Friede, Freude und Einheitsbrei schnell vorbei. 
Dann muss man schon mal mit einer wütenden 
Bürgerinitiative gegen die vermutete 
Verschandelung der Landschaft rechnen. Hier 
gilt es dann für die gesamte Gemeinde 
sinnvolle Zukunftskonzepte auch gegen den  

 

 

 

  



 
 

Eine engagierte Kommunalpolitik im Austausch mit den 
Betroffenen und Experten vor Ort ist ein wichtiges Mittel, 
um dicke Bretter wie das ungerechte Schulsystem zu 
durchbohren. 
Es lohnt sich für Jusos, für sozial und ökologisch 
fortschrittliche Projekte vor Ort zu kämpfen. Mit klarer 
Kante und Leidenschaft für unsere Ideen.  
 
 

 

Felix Diehl (27) ist Juso-Landesvorsitzender. 
Kommunalpolitisch ist Felix als Ortsvereinsvorsitzender 
aktiv. Er kandidiert bei der Kommunalwahl für den Kreistag 
und die Gemeindevertretung.  
 

Mehr Informationen zu den kommunalpolitischen 
Forderungen der Jusos findest Du in den 
„Kommunalpolitischen Leitlinien“ unter: 
 

 www.jusos-hessen.de/themen/kommunalwahl2011  

Um die jungen Kandidat/innen für die Arbeit im 
Kommunalparlament zu wappnen haben der Juso- 
Landesverband und die Jusos Lahn-Dill mit Unterstützung 
der hessischen Akademie für Kommunalpolitik (AfK) im 
Januar eine kommunalpolitische Schulung durchgeführt. 
Nach einleitenden Worten des AfK-Vorsitzenden Michael 
Siebel (MdL) und  einer Einführung in die Hessische 
Gemeindeordnung (HGO) von Dr. Fabio Longo, teilten 
sich die Teilnehmer/innen in verschiedene Parteien einer 
erfundenen Gemeindevertretung auf. Bei den 
Koalitionsverhandlungen am Abend und den Debatten um 
die Verwendung knapper Haushaltsmittel am nächsten 
Tag konnten die Jusos den kommunalpolitischen Alltag 
praktisch erlernen. Zum Abschluss wurden alle 
Schulungsteilnehmer/innen mit einer Urkunde belohnt. 

 

Kommunalpolitische Schulung- Jusos machen 
sich fit für kommunale Parlamente   

Bei den Kommunalwahlen am 27. März 2011 kandidieren 
viele Jusos in Hessen für die Gemeindevertretung, die 
Stadtverordnetenversammlung oder den Kreistag.  

 

 

  



 
 

Heute schon an morgen denken- 
Frühkindliche Bildung jetzt fördern 
Pascal Barthel  
 

Das Thema Bildung rückt mehr und mehr in 
den Vordergrund der politischen Arbeit. Gerade 
wir Jusos können auf unsere Ergebnisse in 
diesem Bereich stolz sein. Waren es doch 
maßgeblich die hessischen Jungsozialisten, die 
erfolgreich für die Abschaffung aller 
Studiengebühren eingetreten sind. Will man 
jedoch langfristige positive gesellschaftliche 
Veränderungen bewirken, muss man im 
Bereich Bildung viel früher ansetzten. Bereits in 
den Kindertagesstätten müssen die richtigen 
und wichtigen Weichen für das Lernen von 
Kindern gestellt werden.  
 

 
 
Kreativität fördern 
Wird die Kindheit als Entwicklungsphase 
betrachtet, kann man nur zu dem Schluss 
kommen, dass sie eine der wichtigsten Phasen 
im Leben eines jeden Menschen ist. Viele  
Entwicklungsfortschritte werden im 
Kleinkindalter spielerisch erfahren. Kinder sind 
neugierig und wollen stets Neues entdecken. 
Hier müssen wir dafür sorgen, dass Kinder in  
Kindertagesstätten diese Neugier und 
Kreativität ausleben und erfolgreich umsetzen 
können.  
 

Alle Kinder sollen zu Beginn ihrer Schulzeit 
gleiche Startbedingungen haben. Dies gilt 
unabhängig von ihrer Herkunft, Nationalität oder 
gesellschaftlichem Stand. Daher muss der 
Bildungsauftrag im Rahmen der 
Kinderbetreuung verstärkt wahrgenommen 
werden.   
 
Flächendeckende Betreuung 
Eine Regelbetreuung von 8 Uhr bis 12 Uhr ist 
längst nicht mehr zeitgemäß und reicht nicht 
aus. Bei dem Ausbau von Kindertagesstätten 
ist es wichtig, dass auf die Bedürfnisse von 
Eltern und Kindern eingegangen wird. Es darf 
sich nicht mehr die Frage stellen: „Kind oder 
Beruf?“. Nur wenn sich Beruf und 
Kinderwunsch nicht mehr widersprechen 
kommen wir voran. Daher fordern wir 
flächendeckende Betreuungsmöglichkeiten für 
Kinder, deren Eltern berufstätig sind und dies 
auch bleiben wollen. Gerade im Kontext des 
Demografischen Wandels wird die Betreuung 
von Kindern und ihre Ausbildung immer 
wichtiger. Das Land Hessen muss daher den 
Kommunen unter die Arme greifen, um die 
Betreuungsmöglichkeiten weiter auszubauen.  
 
Kostenlose Bildung auch in der KiTa 
Bildung muss in Deutschland allen zugänglich 
sein, unabhängig vom Geldbeutel. Dies gilt 
selbstverständlich auch für die Kleinsten in 
unserer Gesellschaft. Kinderbetreuung muss in 
unseren Städten und Kommunen kostenlos 
angeboten werden. Diese Umsetzung ist nicht 
mehr und nicht weniger als das Ausüben 
gesellschaftlicher Verantwortung. In den 
Kindertagesstätten geht es längst nicht mehr  

 

 

  



 
 

nur um Betreuung. Die KiTas haben die 
verantwortungsvolle Aufgabe Kinder auf die 
Herausforderungen von Schule, Ausbildung und 
Universität vorzubereiten.  
 
KiTas legen den Grundstein für den weiteren 
Lebensverlauf. Soziales Lernen ist hier 
genauso von Bedeutung wie das Vermitteln von 
Gemeinschaftsgefühlen. In der KiTa lernen 
Kinder, sich im Alltag zurechtzufinden. Dies 
alles darf Kindern nicht vorenthalten werden. 
Ganz im Gegenteil.  
Lasst uns für den flächendeckenden Ausbau 
von Kindertagesstätten, gut ausgebildetes und 
geschultes Personal und eine qualifizierte und 
kostenlose Betreuung der Kinder kämpfen. 
 
 

 
 
Pascal Barthel (26), Unterbezirk Hersfeld-
Rotenburg, stellv. Juso-Landesvorsitzender und 
Juso-Bezirksvorsitzender Hessen-Nord 
 

 
 
 
Juso-Plattform  
www.hessen-zukunft.de jetzt online 
 
 

Zur heißen Phase des Kommunalwahlkampfes gibt der 
Juso-Landesverband gemeinsam mit beiden Juso-Bezirken 
den Kandidat/innen der Jusos die Möglichkeit, sich selbst 
und die Juso-Inhalte auf www.hessen-zukunft.de zu 
präsentieren. Zugleich zeigen die Jusos mit der Online-
Plattform wie zahlreich und vielfältig die Jusos vor Ort bei 
der Kommunalwahl aktiv sind. 
Mit einem Klick auf die virtuelle Hessenkarte ist es möglich, 
sich direkt zu den Kandidatinnen und Kandidaten in Deinem 
Kreis oder Deiner Stadt zu klicken. Die Zukunftsplattform 
der Jusos bietet zusätzlich die Verlinkung zu sozialen 
Netzwerken und anderen Juso-Homepages. Nutze auch Du 
die Zukunftsplattform zur Kommunalwahl! 
 

 

 

  



 
 

Technisch stehen dem keine allzu großen 
Hindernisse im Weg, vielmehr mangelt es 
oftmals am politischen Willen, den  
flächendeckenden Ausbau der kommunalen 
Energieversorgung voranzutreiben. Dabei 
liegen die Vorteile eigentlich auf der Hand: 
Energie aus erneuerbaren Energien ist genauso 
zuverlässig wie diejenige aus Atom- und 
Kohlekraft, darüber hinaus jedoch wesentlich 
ökologischer und im Falle der atomaren 
Energiegewinnung auch sicherer.  

Von ökologischen Gesichtspunkten und Fragen 
der Gefahrenvorsorge abgesehen muss im 
Mittelpunkt einer sozialdemokratischen Politik 
jedoch auch in Energiefragen letztlich die 
soziale Gerechtigkeit stehen. Doch auch hier 
kann die kommunale Energieversorgung 
überzeugen: Erneuerbare Energien sind DER 
Jobmotor der Gegenwart. Bereits im Jahr 2007 
verzeichnete das Bundesumweltministerium 
250.000 Arbeitsplätze im Bereich der 
erneuerbaren Energien, Tendenz steigend!  

Förderung und Ausbau der kommunalen 
Energieversorgung schaffen Arbeitsplätze und 
leisten so einen wesentlichen Beitrag zur 
sozialen Sicherheit der Bürgerinnen und Bürger 
in den Kommunen. Gewinne aus dezentraler 
Erzeugung und dezentralem Vertrieb bleiben 
letztlich im Wirtschaftskreislauf der Kommune 
erhalten und kommen den Menschen vor Ort 
zugute.  

Stromnetze in kommunaler Hand spülen 
dauerhaft Geld in die leeren Kassen der 
Kommune, welches dort dringend für die              

 

Energiewende vor Ort  
Melanie Haubrich 
 

Der Ausgang der bevorstehenden 
Kommunalwahl entscheidet in vielen 
Kommunen neben vielem anderen auch über 
die Weichen, welche in den nächsten fünf 
Jahren für die Energiepolitik vor Ort gestellt 
werden. Die Kommunen spielen eine 
Schlüsselrolle bei dem Auf- und Ausbau einer 
zuverlässigen und ökologischen 
Energieversorgung aus erneuerbaren Energien. 
Energie wird dezentral verbraucht und kann 
und sollte auch dezentral bereitgestellt werden. 
Die Kommunen sollten somit langfristig die 
Rolle bei der Energieversorgung einnehmen, 
die ihnen klassischerweise zusteht. Dazu 
bedarf es eines Umdenkens von einer 
zentralistisch und monopolistisch organisierten 
Energieversorgungswirtschaft hin zu 
dezentralen, kommunalen Versorgungs-
einheiten.  

 

 

  



 
 

Erledigung kommunaler Aufgaben und den 
Betrieb sozialer und kultureller Einrichtungen 
benötigt wird. In den Kommunen steht im 
Gegensatz zur Privatwirtschaft nicht der Aspekt 
der Gewinnerzielung im Vordergrund, sondern 
derjenige der Daseinsfürsorge. Die Kommunen 
müssen keine Aktionäre mit regelmäßigen 
Gewinnausschüttungen zufriedenstellen, 
sondern für das Wohl ihrer Bürgerinnen und 
Bürger sorgen. Eine höhere Zahl an 
dezentralen Energieerzeugern würde für einen 
fairen Wettbewerb sorgen, von dem letztlich die 
Endverbraucher von Energie durch niedrigere 
Preise profitieren. Die Versorgung der 
Bürgerinnen und Bürger mit bezahlbarer 
Energie ist eine soziale Selbstverständlichkeit, 
zu der die Kommunen einen großen Anteil 
beitragen können, wenn man sie denn lässt.  

Darüber hinaus bringt der Ausbau der 
dezentralen Energieversorgung 
notwendigerweise den Einsatz von 
Energietechnik und Energieeffizienz-
maßnahmen mit sich, welcher sich zu einem 
wichtigen Wirtschaftsfaktor vor Ort entwickeln 
kann. Die kommunale Energieversorgung setzt 
damit eine Wertschöpfungskette in Gang, die in 
den Kommunen gut aufgehoben ist.  
 

 

Um den Ausbau der kommunalen 
Energieversorgung entschlossen 
voranzutreiben, bedarf es eines Umdenkens in 
der zentralistisch organisierten Energie-
versorgungswirtschaft hin zu dezentralen 
Versorgungseinheiten. Die Entscheidung für 
den Ausbau der Energieversorgung vor Ort ist 
insofern eine mutige, denn sie bricht mit 
althergebrachten Gegebenheiten und 
Denkmustern. Die Kommunalwahl bietet eine 
Chance für uns Jusos, dieses Umdenken in der 
politischen Praxis auf kommunaler Ebene 
voranzutreiben.  
 

 
Melanie Haubrich (27), Unterbezirk Gießen, ist 
stellv. Juso-Landesvorsitzende. Zu ihren 
Arbeitsschwerpunkten im Landesvorstand 
gehört die Energiepolitik.   

 

 

  



 
 

Aktionsbeispiele 
Zur Energiewende vor Ort 
 

 

Mehrfach praxiserprobt ist die Aktion 
„Atomunfall“. Unter dem Motto „Hände weg 
vom Atomausstieg – Zukunft statt Atom!“ 
demonstrierten mehrere Jusos mit täuschend 
echt aussehenden Strahlenschutzanzügen, 
Gasmasken und Atommüllfässern gegen den 
schwarz-gelben Atomkompromiss und für 
Zukunftsgerechtigkeit. 
 
Mit dieser Aktion konnten die Jusos bereits u.a. 
im Odenwaldkreis, Wiesbaden sowie im 
Unterbezirk Gießen unmittelbar vor dem SPD-
Landesparteitag erfolgreich auf ihre Interessen 
sowie diejenigen nachfolgender Generationen 
aufmerksam machen.  
Insbesondere in den Unterbezirken, in denen 
Bürgerinitiativen gegen Windkraft u. ä. die 
Forderung nach einem Ausbau der Förderung 
erneuerbarer Energien torpedieren, bietet es 
sich an, auf die Standort- bzw. Endlagerfrage 
mit Hilfe von Postkartenaktionen (AKW mittels 

PhotoShop in örtlicher Landschaftsaufnahme) 
bzw. „Baustellen“ in der Innenstadt („Hier 
entsteht ein AKW!“) aufmerksam zu machen. 
An Infoständen können interessierte 
Bürgerinnen und Bürger zumindest symbolisch 
beim „Abriss“ von AKWs mithelfen, indem sie 
„Atomkuchen“ (bestehend aus Keksen und 
Schokoküssen) aufessen.  
 

 

Da in einigen hessischen Städten und 
Gemeinden in naher Zukunft die Entscheidung 
über die Verlängerung der Konzessionsverträge 
getroffen werden muss, ist insbesondere der 
Rückkauf der Netze in einigen Unterbezirken 
ein brandaktuelles Thema im Kommunal-
wahlkampf und eine gute Gelegenheit, der 
Forderung von uns Jusos nach 100% 
kommunaler Energieversorgung und der 
Förderung regenerativer Energien Nachdruck 
zu verleihen. Dabei könnten 
Energiemonopolisten (die Newsletter-lesenden 
Spinnen mögen es uns verzeihen…) als 
„Spinne im Netz“ dargestellt werden. 

 

 

  



 
 

Um insbesondere Jugendliche für das Thema 
der Energiewende zu interessieren, planen 
bereits mehrere Unterbezirke neben den 
klassischen Infoständen die Vorführung des 
Films „Die 4. Revolution“. Beworben werden 
kann die Filmvorführung insbesondere vor 
Schulen, um Schülerinnen und Schüler auf das 
Thema aufmerksam zu machen.  
Die benötigte DVD sowie einige Filmplakate 
werden auf Anfrage kostenlos vom SPD-
Landesverband zur Verfügung gestellt.  

  
Erfolg versprechend sind darüber hinaus 
Flashmobs, die in mehreren Unterbezirken 
zeitgleich stattfinden könnten.  
 

Wir hoffen, Euch mit diesen Aktionsbeispielen 
ein paar Anregungen für die Arbeit in Eurem 
Unterbezirk geliefert zu haben und wünschen 
Euch allen einen erfolgreichen 
Kommunalwahlkampf!  
 

 

Anti-Atom-Demo  
für Generationengerechtigkeit   

Vor dem SPD-Landesparteitag demonstrierten 
die Jusos unter dem Motto "Hände weg vom 
Atomausstieg!" gegen den schwarz-gelben 
Atomkompromiss und für 
Generationengerechtigkeit. Mit täuschend 
echten Atommüllfässern, Strahlenschutz-
anzügen und Gasmasken machten die Jusos 
auf die Interessen ihrer und nachfolgender 
Generationen aufmerksam.  

Durch das Festhalten an der gefährlichen 
Atomkraft und wegen der ungelösten 
Endlagerfrage für den Atommüll werden 
nachfolgende Generationen durch die 
CDU/FDP-Regierung nach Ansicht der Jusos 
massiv belastet. Die Jusos werben im 
Kommunalwahlkampf gemeinsam mit der SPD 
für die Energiewende vor Ort werben. 

 

 

 

  



 
 

Jusos thematisieren atomaren Notstand in Japan –  
"Schrottmeiler Biblis muss sofort vom Netz!" 

 
 

 

Mit täuschend echten Atommüllfässern, 
Strahlenschutzanzügen und Gasmasken 
sorgten die Jungsozialisten in der SPD (Jusos) 
am 12. März für Verwirrung und Aufsehen in 
Reichelsheim im Landkreis Odenwald. Mit der 
Aktion im Rahmen eines bundesweiten 
Aktionstages über die Gefahren der Atomkraft 
thematisierten der Juso-Landesvorsitzende 
Felix Diehl und der örtliche Vorsitzende der 
Jusos Odenwald Raoul Giebenhain auch die 
atomaren Zwischenfälle im Zusammenhang mit 
dem verheerenden Erdbeben in Japan.   

 
 

 

„Die Situation in Japan zeigt, wie gefährlich und 
unbeherrschbar Atomenergie ist. Die 
Auswirkungen einer Störung können tödlich 
sein“, so Felix Diehl und Raoul Giebenhain, die 
deshalb erneut die sofortige Abschaltung des 
hessischen Atomkraftwerks in Biblis fordern. 
„Die Abschaltung des Schrottmeilers in Biblis 
ist dringend  notwendig; ein Weiterbetrieb der 
Blöcke A und B aus sicherheitspolitischen 
Gründen nicht länger akzeptabel!“, so die 
Odenwälder Jusos und der Juso-
Landesvorsitzende in ihrer gemeinsamen 
Erklärung.  

 

 

 

  



 
 

Jusos Hessen-Nord starten mit eigener 
Wahlkampfkampagne durch- 
Hessische Landesregierung spart Kommunen kaputt 
 
Die nordhessischen Jungsozialisten in der SPD  haben 
eine eigenständige Wahlkampagne für die 
Kommunalwahlen in Hessen entworfen. Sie treten für die 
Sicherung der Finanzen der Kommunen ein und wollen die 
kommunale Handlungsfähigkeit zurück gewinnen. Hierzu 
haben sie eigens ein Plakat und einen Flyer entworfen, die 
sich inhaltlich mit den massiven Kürzungen, die die CDU-
FDP Landesregierung den hessischen Kommunen zumutet, 
befassen.  
 

 
 
„CDU und FDP tun so als würden sie sich für die 
Kommunen einsetzen, doch leider ist genau das Gegenteil 
der Fall. Durch den kommunalen Finanzausgleich nimmt 
die schwarz-gelbe Landesregierung unseren Kommunen 
bis zu 360 Millionen Euro weg. Auf diese Schweinerei 
wollen wir mit unserem Plakat und unserem Flyer 
hinweisen. Wir wollen starke Kommunen“, sagt der 
nordhessische Juso-Bezirksvorsitzende Pascal Barthel.  

 

Darüber hinaus haben die Jungsozialisten noch einen 
weiteren Flyer zum Thema frühkindliche Bildung 
entworfen. Darin treten sie für eine umfassende, 
flächendeckende und kostenlose Betreuung von Kindern 
von 0-6 Jahren ein. Die Jusos wollen Kinder so früh wie 
möglich zielgerichtet fördern, um ihnen damit die 
gleichen Chancen beim Start in die Schule zu geben.„Es 
sind noch knapp vier Wochen bis zur Kommunalwahl, 
wir Jusos sind mit Argumenten gut gerüstet und freuen 
uns auf den inhaltlichen Wettkampf mit den politischen 
Mitbewerben“, gibt sich Pascal Barthel abschließend 
kämpferisch. 

 

 

  



 
 

Zusammenhalt fördern – Ehrenamt 
stärken 
Julian Christ 

Ehrenamtliches Engagement kennt viele Formen: 
Den freiwilligen Feuerwehrmann, die 
Vereinsvorsitzende, den kommunalen 
Mandatsträger, die Fußballtrainerin und viele 
mehr. Sie verbindet ihre Funktion als wichtiger 
Bestandteil gesellschaftlichen Zusammenlebens. 
So fördern sie durch ihr entgeltloses freiwilliges 
Engagement den gesellschaftlichen 
Zusammenhalt und sind zugleich Vorbild für 
Andere. Gerade für uns als Sozialdemokraten ist 
diese innergesellschaftliche Solidarität 
unabdingbar und es gilt sie mit aller Kraft zu 
fördern. 
 

 
 
Über 36% aller BundesbürgerInnen sind 
ehrenamtlich engagiert. Dies zeigt zum einen, 
dass Politik für ehrenamtlich Tätige Politik für 
eine große Masse der BürgerInnen ist. Zum 
anderen führt dies aber auch vor Augen, dass es 
immer noch viele gibt, die nicht ehrenamtlich tätig 
werden wollen oder können.  
Hier gilt es einzuhaken und mehr Menschen für 
das Ehrenamt zu begeistern bzw. die 
notwendigen gesetzlichen Regelungen zu  

schaffen, damit mehr BürgerInnen überhaupt 
an diesem teilhaben können. 
Sicherlich kann Politik nicht alle 
Herausforderungen auf einmal lösen, erst 
Recht, wenn man bedenkt, dass häufig alle 
politischen Ebenen von der Kommune bis zum 
Bund gefragt wären. Aber gerade mit Blick auf 
die Kommunalwahl im März 2011 müssen wir 
uns die Frage stellen wo Politik vor Ort 
Rahmenbedingungen schaffen kann, die 
Engagement steigern oder erst ermöglichen. 
Dies wird dadurch unterstrichen, dass 
zahlreiche Jusos für die örtliche 
Gemeindevertretung bzw. Stadtverordneten-
versammlung oder auch den Kreistag 
kandidieren, d.h. auch sie werden - spätestens 
nach der erfolgreichen Wahl in das jeweilige 
Organ - vor die Frage gestellt welche 
Vorschläge sie für die Förderung der lokalen 
Vereine haben. 
 

Daher stellt sich schon jetzt die Frage: 
Was ist unser Angebot als Jusos für die 
Millionen von Ehrenamtlichen in den 
Kommunen? Unsere auf der Landeskonferenz 
beschlossenen kommunalpolitischen Leitlinien 
geben hierzu umfassend Aufschluss. Genannt 
seien hier exemplarisch drei Ideen wie z.B. 
die... 
 

 ...Erhöhung der Übungsleiterkosten-
pauschalen 

 ...Einführung einer EhrenamtsCard, die 
Ehrenamtlichen lokale Vorzüge 
gewährt 

 ...Schaffung von Sportangeboten für 
sozial- und gesundheitlich 
Benachteiligte sowie für Ältere und 
Migranten 

 
 

 

  



 
 

Sicherlich lässt sich darüber streiten, ob die Erhöhung 
von Geldleistungen Engagement tatsächlich steigert, 
aber (kommunale) Zahlungen sind auch Zeichen 
gesellschaftlicher Anerkennung. Sie stehen für die 
Frage: Was sind der einzelnen Kommune ihre 
Sportvereine und die dazugehörigen Trainer wert?  
Ähnlich verhält es sich mit der zu Recht vieldiskutierten 
Einführung einer EhrenamtsCard, die für indirekte 
Geldleistungen steht oder auch der Schaffung von 
Sportangeboten für Benachteiligte, Ältere und Migranten.  
All das kostet die Kommune immense Summen und 
sicherlich ist nicht alles davon sofort und in jeder 
kleinsten Kommune finanzierbar - aber es ist zentral für 
die Umsetzung der meisten dieser Ideen zu werben. 
Erst im Kommunalwahlkampf und dann in den 
Parlamenten! 
Deshalb Genossinnen und Genossen beschäftigt Euch 
auch mit diesem Thema, traut Euch für die Parlamente 
zu kandidieren und in diesen für Eure Überzeugungen 
einzutreten! Der demokratische Streit um die 
Lebensgestaltung vor Ort hat gerade erst begonnen und 
muss von uns Sozialdemokratinnen und 
Sozialdemokraten gewonnen werden! 
 
 

 
 
Julian Christ (23), Unterbezirk Bergstraße, ist 
stellvertretender Juso-Landesvorsitzender und Mitglied 
im Bezirksvorstand der Jusos Hessen-Süd. 
 

Bestellung der neuen Jusos-
Hessen T-Shirts weiter möglich 

 
Auf den Wunsch vieler Juso-Unterbezirke gab es 
zum Kommunalwahlkampf die Möglichkeit, rote 
T-Shirts des Landesverbandes mit Jusos 
Hessen-Aufdruck zu bestellen. Schon im ersten 
Schwung wurden fast 100 T-Shirts hessenweit 
bestellt und an die Unterbezirke ausgeliefert. 
Natürlich können die T-Shirts mit dem zeitlosen 
Motiv auch weiterhin bestellt werden.  

Bestellen könnt ihr die Shirts zum 
Selbstkostenpreis bzw. maximal 10 € pro Shirt in 
den Größen S, M, L , XL im Boy- oder Girlie-
Schnitt. Sobald eine größere Anzahl an 
Bestellungen eingegangen ist, geben wir den 
Druck in Auftrag!  

Schickt Bestellungen bitte per e-mail an 
buero@jusos-hessen.de  

 

 

mailto:buero@jusos-hessen.de


 
 

Rechtsextremismus bei den 
Kommunalwahlen verhindern 
Kristin Krause 

 

Am 27.03.2011 sind Kommunalwahlen in 
Hessen. Der  Wahlkampf aller Parteien hat schon 
längst begonnen.   
Gerne schaut der Wähler auf die Gesichter der 
Menschen, die er kennt. So kommt  es immer 
häufiger vor, dass die Qualifikation der Bewerber 
und deren stellvertretende Funktion für die 
Parteien in den Hintergrund treten. Stattdessen 
vergeben die Wähler ihre Stimmen aus 
Freundschaft, Kollegialität, Routine und 
Sympathien. 
 

Durch das Kumulieren und Panaschieren werden 
so  Menschen nach vorne gewählt, die man aus 
dem Fußballverein, der Feuerwehr oder aus der 
Nachbarschaft kennt.  Diese Vorgehensweise 
birgt die Gefahr, rechtsextreme Bürger und 
Parteien ins Parlament zu wählen. Bezeichnend 
für diese Entwicklung ist die Erkenntnis, dass 
sich die Klientel der rechtsradikalen Parteien 
schon lange nicht mehr nur aus glatzköpfigen 
Männern mit Springerstiefeln zusammensetzt. 
Aus Mangel an Alternativen  in der 
Parteienlandschaft sind vielerorts  aus rechten 
Protestwählern, Stammwähler geworden. 
Rechtsextreme Politik scheint zunehmend 
gesellschaftfähiger zu werden. Die Folge dieser 
Entwicklung ist, dass die NPD nicht nur ein 
Gespenst ist, welches sich im Osten 
Deutschlands herumtreibt. 
 

Es verbreitet sich in ganz Deutschland, egal ob 
im ländlichen Raum oder in der Großstadt. Sie 
ziehen in immer mehr Parlamente ein. Das 
Bestreben der nationaldemokratischen Partei 
Deutschlands in den politischen Prozess 
einzugreifen wird noch durch eine Entscheidung 
des Bundesverfassungsgerichts (2008) 
begünstigt. Mit der Aufhebung der 5%-Klausel für 
kleinere Parlamente sollte schwächeren Parteien 
die Teilnahme am politischen Willens- und 
Meinungsbildungsprozess erleichtert werden. 
 

 Für einen Fraktionsstatus der NPD  verbunden 
mit Ämtern, Geld und Einfluss reicht es jedoch 
deutschlandweit in nur sehr wenigen 
Parlamenten.   
 

 

 

Nichts desto trotz gilt es für uns alle im 
Kommunalwahlkampf und bei der täglichen Arbeit 
in der Kommune eine gute und soziale 
Alternative darzustellen. Man muss die Menschen 
aufklären, ihnen Perspektiven und Alternativen 
aufzeigen, ihnen zuhören und  ihre Wünsche 
ernst  nehmen. 
 

  

 

  



 
 

Genau das muss unser Ziel sein als SPD und 
als Jusos vor Ort.  
In diesem Sinne wünsche ich allen einen 
guten Wahlkampf und hoffe, dass wir 
vielerorts den Rechtsextremismus verhindern 
können. 
Glück auf! 
 
 

 
 
Kristin Krause (20), aus Braunfels ist 
stellvertretende Juso-Landesvorsitzende. Zu 
ihren Arbeitsschwerpunkten im 
Landesvorstand gehört die Arbeit gegen 
Rechtsextremismus.  
 

Jusos demonstrieren gegen 
Sarrazin-Lesung bei Junger Union  

 
Im Februar hielt Thilo Sarrazin auf Einladung der 
Jungen Union in Ehringshausen einen Vortrag 
über seine abstrusen "Theorien" zur 
vermeintlichen Vererbung bestimmter 
Eigenschaften.  
Für den Besuch der Veranstaltung wenige 
Wochen vor den Kommunalwahlen kassierte die 
Junge Union Eintritt in Höhe von 10,00 € im 
Kartenvorverkauf. In einem zivilgesellschaftlichen 
Bündnis demonstrierten Jusos aus ganz Hessen 
vor der Halle gegen das von Sarrazin vertretene 
Menschenbild.  
Aus Sicht der Jusos war es kein Zufall, dass 
Sarrazin gerade im Lahn-Dill-Kreis als Referent 
für den CDU-Nachwuchs auftrat. Der politische 
Rechtsausleger Hans-Jürgen Irmer (CDU) 
versucht schon jahrelang mit seinem Hetzblatt 
‚Wetzlar Kurier‘ ausländerfeindliche Parolen 
salonfähig in dieser Region zu machen. 
 

 

  



 
 

Der Juso-Landesvorstand wünscht allen Jusos  
erfolgreiche Kommunalwahlen am 27. März! 
 
 
 
 
 

Der Juso-Landesvorstand auf der Landeskonferenz im August 2010 
v.l.n.r.: Andreas Schaake, Julian Christ, Nicole Leidenfrost, Pascal Barthel, Felix Diehl, Melanie 
Haubrich, Kristin Krause.  
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